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Mit Befehl Nr. 183 ordnete die SMAD eine Erweiterung der Deutschen Wirtschafts­
kommission von 36 auf 101 Mitglieder an236. 48 Mitglieder waren von den Landtagen 
zu wählen, 15 Vertreter stellten die Parteien und 10 Vertreter die Massenorganisationen.

Nach Doernberg wurde mit der Gründung der DWK und der Erweiterung ihrer Funk­
tionen das Prinzip des demokratischen Zentralismus in immer stärkerem Maße zum lei­
tenden Grundsatz der gesamten politischen Tätigkeit auf wirtschaftlichem Gebiet237. Frei­
lich wurde damals der Begriff des demokratischen Zentralismus noch nicht gebraucht, 
aber zweifellos bedeutete die Errichtung der DWK den Beginn einer Zentralisation, die 
kurze Zeit darauf zur Schaffung einer einheitlichen Verwaltung für das gesamte sowje­
tische Besatzungsgebiet unter der Bezeichnung »Deutsche Demokratische Republik« 
führte.

Eine Folge der Zentralisation war, daß das Eigenleben der kommunalen Körperschaf­
ten eingeschränkt wurde. Bei der DWK war durch Anordnungen vom 15. Juni 1948 
und I .  September 1948 eine zentrale Kontrollkommission gebildet worden238. Diese griff 
immer mehr in die kommunale Selbstverwaltung ein239 240. Im November 1948 wurden die 
gewerblichen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe und Einrichtungen der Gemeinden 
und Kreise sowie ihre Beteiligungen und Anteilrechte an solchen Betrieben in jeder Ge­
meinde und in jedem Kreise zu einem Kommunalwirtschaftsunternehmen zusammenge­
faßt und damit der kommunalen Verwaltung entzogen. Hinsichtlich der Energiebetriebe 
geschah das gleiche im Juni 1949 24°.

2. Die Verfassung vom 7. Oktober 1949
a) Die Entstehung

Bereits am 17. November 1946 hatte der Parteivorstand der SED den Entwurf einer 
gesamtdeutschen Verfassung veröffentlicht. Ein Jahr später, am 26. November 1947, rief 
er alle deutschen Parteien und Organisationen zur Einberufung eines »Deutschen Volks­
kongresse für Einheit und gerechten Frieden« auf. Der Einladung folgten jedoch zunächst 
nicht einmal alle Parteien der SBZ. Die Vorsitzenden der CDU, Jakob Kaiser und Ernst 
Lemmer, weigerten sich standhaft, ihr zu folgen. Sie wurden daraufhin von der SMAD 
ihres Postens enthoben. Der Zentralvorstand der Partei und ihre Landesverbände wur­
den von der Besatzungsmacht unter schärfsten Druck gesetzt und genötigt, am Volks­
kongreß teilzunehmen. Aus Westdeutschland folgten nur die KPD und eine geringe Zahl 
von Persönlichkeiten ohne Legitimation.

Der Kongreß beschränkte sich in seiner Sitzung am 6У7. Dezember 1947 darauf, die 
Einsetzung einer gesamtdeutschen Regierung zu verlangen, welche die in der SBZ ge­
schaffenen Verhältnisse auf ganz Deutschland übertragen sollte. Am 17./18. März 1948 
trat ein ähnlich zusammengesetzter »Zweiter Deutscher Volkskongreß« zusammen. Er 
wählte einen »Deutschen Volksrat« mit dem Auftrag, eine gesamtdeutsche Verfassung 
auszuarbeiten. Der Deutsche Volksrat bezeichnete sich in seiner Sitzung vom 22. Okto-
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